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Ergänzend zum zeichnerischen Teil gelten folgende planungsrechtliche Festsetzun-
gen und örtliche Bauvorschriften: 

1 PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN 

Rechtsgrundlagen 

▪ Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. I 
S. 3634), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 12.07.2023 (BGBl. 
2023 I Nr. 184)  

▪ Baunutzungsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 21.11.2017 
(BGBl. I S. 3786), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 
04.01.2023 (BGBl. I Nr. 6)  

▪ Planzeichenverordnung (PlanZV 90) vom 18.12.1990 (BGBl. I S. 58), zuletzt ge-
ändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14.06.2021 (BGBl. I S. 1802) 

▪ Landesbauordnung für Baden-Württemberg (LBO) vom 05.03.2010 (GBl. S. 
357, 358, ber. S. 416), zuletzt geändert durch Gesetz vom 13.06.2023 (GBl. S. 
170) 

▪ Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) in der Fassung vom 
24.07.2000 (GBI. S. 581, ber. S. 698), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Ge-
setzes vom 04.04.2023 (GBl. S. 137) 

 

1.1 Art der baulichen Nutzung (§ 9 (1) Nr. 1 BauGB, §§ 1-15 BauNVO) 

Allgemeine Wohngebiete (WA1 und WA2) (§ 4 BauNVO) 

1.1.1 Schank- und Speisewirtschaften gemäß § 4 (2) Nr. 2 BauNVO sind nicht zulässig. 

1.1.2 Die Ausnahmen gemäß § 4 (3) Nrn. 1 bis 5 (Betriebe des Beherbergungsgewerbes, 
sonstige nicht störende Gewerbebetriebe, Anlagen für Verwaltungen, Gartenbaube-
triebe und Tankstellen) sind nicht zulässig. 

1.2 Maß der baulichen Nutzung (§ 9 (1) Nr. 1 BauGB, §§ 16-21a BauNVO) 

Das Maß der baulichen Nutzung ist den Nutzungsschablonen in der Planzeichnung 
zu entnehmen und wird bestimmt durch den angegebenen Wert der 

▪ Grundflächenzahl (GRZ),  
▪ Zahl der Vollgeschosse (Z) – zwingend,  
▪ maximale Höhe der baulichen Anlagen (TH, GH). 

1.3 Höhe baulicher Anlagen (§ 18 BauNVO) 

1.3.1 Als maximale Trauf- (TH) und Gebäudehöhen (GH) (Hauptgebäude) gelten die in 
der Planzeichnung festgesetzten Höhen in Abhängigkeit der Dachform und Dach-
neigung. 

1.3.2 Die maximale Traufhöhe wird gemessen zwischen dem unteren Bezugspunkt und 
dem obersten Schnittpunkt Außenwand/äußere Dachhaut. 

1.3.3 Die maximale Gebäudehöhe wird gemessen zwischen dem unteren Bezugspunkt 
und der obersten Dachbegrenzungskante bzw. bei Flachdächern die obere Begren-
zung der Dachbrüstung/ Dachaufkantung des Attikageschosses. 

1.3.4 Als unterer Bezugspunkt für die Trauf- und Gebäudehöhe gilt die in der Planzeich-
nung festgesetzte Oberkante der zugehörigen Erschließungsstraße 
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(Straßenbelagoberkante in der Fahrbahnmitte) an der Mitte der straßenzugewand-
ten Gebäudewand. Bei Baugrundstücken, die an mehreren Erschließungsstraßen 
liegen, ist die Erschließungsstraße maßgebend, von der die Erschließung (Zufahrt) 
erfolgt. 

1.3.5 Gebäude mit Flachdächern können die maximal zulässige Gebäudehöhe zur Errich-
tung von Attikageschossen um bis zu 3,00 m überschreiten, wenn die Attikage-
schosse an der vorderen und hinteren Gebäudeseite jeweils mit einem Rücksprung 
von mindestens 1,50 m ausgeführt werden. 

1.3.6 Gebäude mit Pultdächern können die maximal zulässige Gebäudehöhe zur Errich-
tung von Attikageschossen um bis zu 2,00 m überschreiten, wenn die Attikage-
schosse an der vorderen und hinteren Gebäudeseite jeweils mit einem Rücksprung 
von mindestens 1,50 m ausgeführt werden. 

1.4 Höhenlage der Straße (§ 9 (3) BauGB) 

1.4.1 Es gilt die in der Planzeichnung festgesetzte Höhenlage der Straße. Die Straßen-
höhe zwischen den angegebenen Punkten ist durch Interpolation zu ermitteln. 

1.4.2 Von den festgesetzten Straßenhöhen kann im Zuge der technischen Planung ge-
ringfügig (+/- 20 cm) abgewichen werden. 

1.5 Bauweise (§ 9 (1) Nr. 2 BauGB, § 22 BauNVO) 

Es gilt entsprechend Planeintrag die offene Bauweise, wobei im Allgemeinen Wohn-
gebiet WA 1 nur Doppelhäuser und im Allgemeinen Wohngebiet WA 2 nur Einzel-
häuser zulässig sind.  

1.6 Überbaubare Grundstücksfläche (§ 9 (1) Nr. 2 BauGB, § 23 BauNVO) 

1.6.1 Maßgebend für die überbaubaren Grundstücksflächen (Baufenster) sind die Bau-
grenzen im zeichnerischen Teil. 

1.6.2 Tiefgaragenzufahrten sowie deren Überdeckung und dafür notwendige Stützmauern 
sind auch außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen zulässig. 

1.7 Garagen, Carports und Pkw-Stellplätze (§12 BauNVO)  

1.7.1 Garagen und Carports sind nur zulässig innerhalb der überbaubaren Grundstücks-
flächen (Baufenster) sowie in den dafür festgesetzten Zonen. Carports werden defi-
niert als überdachte Stellplätze, die mindestens an zwei Seiten unverschließbare 
Öffnungen aufweisen. 

1.7.2 Oberirdische, nicht überdachte Pkw-Stellplätze sowie Tiefgaragen sind auch außer-
halb der überbaubaren Grundstücksflächen zulässig. 

1.8 Nebenanlagen (§ 9 (1) Nr. 4 BauGB, § 14 BauNVO) 

1.8.1 Hochbaulich in Erscheinung tretende Nebenanlagen über 25 m³ Bruttorauminhalt im 
Sinne des § 14 Abs. 1 BauNVO sind nur innerhalb der überbaubaren Grundstücks-
flächen (Baufenster) zulässig. 

1.8.2 Nebenanlagen im Sinne des § 14 Abs. 2 BauNVO sind im gesamten Plangebiet zu-
lässig.  
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1.9 Anzahl der Wohnungen in Wohngebäuden (§ 9 (1) Nr. 6 BauGB) 

1.9.1 Im Allgemeinen Wohngebiet WA 1 sind je Wohngebäude maximal 2 Wohneinheiten 
zulässig. 

1.9.2 Im Allgemeinen Wohngebiet WA 2 sind je Wohngebäude maximal 3 Wohneinheiten 
zulässig. 

1.10 Abgrabungen und Aufschüttungen (§ 9 (1) Nr. 17 BauGB) 

1.10.1 Im gesamten Plangebiet dürfen Aufschüttungen eine Höhe von maximal 0,50 m ge-
genüber dem Straßenniveau der jeweiligen Erschließungsstraße nicht überschrei-
ten. 

1.10.2 Zur Belichtung von Kellergeschossen etc. sind Abgrabungen bis zu einer Tiefe 
von maximal 2,00 m gegenüber dem Straßenniveau der jeweiligen Erschließungs-
straße bis zur Hälfte der jeweiligen Gebäudelänge zulässig.  

1.11 Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur 
und Landschaft (§ 9 (1) Nr. 20 BauGB) 

1.11.1 Stellplatzflächen, Zufahrten und Hofflächen sind in einer wasserdurchlässigen Ober-
flächenbefestigung (z. B. Pflaster mit Rasenfugen bzw. anderen wasserdurchlässi-
gen Fugen, Schotterrasen, wassergebundene Decke, begrüntes Rasenpflaster) 
auszuführen. Dies gilt nur, sofern keine Fahrzeuge gewartet / gereinigt werden und 
kein Lagern, Umschlagen, Verwenden oder Be- und Entladen wassergefährdender 
Stoffe erfolgt. Ausgenommen von der vorgenannten Verpflichtung sind Fahrspuren 
entlang von Stellplatzflächen sowie Tiefgaragenzufahrten. 

1.11.2 Der Einsatz von metallhaltigen Materialien (z. B. Aluminium, Blei, Zink, Kupfer) zur 
Dacheindeckung oder als Fassadenbaustoff/-verkleidung ist nur zulässig, wenn sie 
beschichtet oder in ähnlicher Weise behandelt sind.  

1.11.3 Zum Schutz nachtaktiver Insekten wird die Verwendung UV- anteilarmer Außenbe-
leuchtung zur Minderung der Fallenwirkung festgesetzt (z. B. Natriumdampf-Nieder-
drucklampen, warmweiße LED-Leuchtmittel). Die Leuchten sind staubdicht und so 
auszubilden, dass eine Lichtwirkung nur auf die zu beleuchtende Fläche erfolgt 
(streulichtarm). 

1.11.4 Die Gebäude dürfen nicht tiefer als der mittlere Grundwasserhöchststand (MHW) 
gegründet werden (Unterkante Bodenplatte). Dieser liegt bei ca. 166,8 m ü. NN. Un-
tergeordnete Bauteile, wie z. B. Aufzugsunterfahrten, können tiefer gegründet wer-
den. 

1.11.5 Bis mindestens zum bisher gemessenen Grundwasserhöchststand (HHW) sind die 
Untergeschosse als wasserdichte Wanne auszuführen. Der HHW liegt bei ca. 167,8 
m ü. NN. Wasserdichte Wanne bedeutet, dass ein gegen äußeren hydrostatischen 
Wasserdruck druckwasserdichter Baukörper in wasserundurchlässiger Bauweise zu 
erstellen ist.  

1.11.6 Alle Gebäude mit Dachneigungen von 0° bis 15° sind auf mindestens 80 % der 
Dachfläche mit einer mindestens 10 cm dicken Substratschicht extensiv zu begrü-
nen. Eine Kombination mit Anlagen zur Energieerzeugung oder -einsparung ist zu-
lässig.  
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1.12 Anpflanzung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen 
(§ 9 (1) Nr. 25a BauGB) 

1.12.1 Auf der im zeichnerischen Teil mit „F1“ gekennzeichneten privaten Grünfläche ist 
gegen Spritzmittelabdrift eine dichte, zweireihige, 2,0 m breite und 3,0 m hohe Feld-
hecke zu pflanzen. Eine Vorschlagsliste für standortheimische Gehölze ist der 
Pflanzliste im Anhang zu entnehmen. 

1.12.2 Auf der im zeichnerischen Teil mit „F2“ festgesetzten privaten Grünfläche ist eine 
einreihige, 1 m breite und mindestens 2,0 m hohe Hecke zu pflanzen. Eine Vor-
schlagsliste für standortheimische Gehölze ist der Pflanzliste im Anhang zu entneh-
men. 

1.12.3 Pro angefangener 500 m² Grundstücksfläche ist mindestens ein hochstämmiger 
Laubbaum bzw. Obstbaum zu pflanzen (Art der Pflanzung s. Pflanzliste). 

1.12.4 Für alle Baumpflanzungen gilt, dass diese dauerhaft zu unterhalten, zu pflegen und 
bei Abgang oder Fällung gleichwertig zu ersetzen sind. 

Hinweise: 

Bei dem geplanten Wohngebiet ist auf allergene Pflanzen wie Hasel, Erle, Birke, auf 
stark giftige Gewächse und auf das Pflanzen von Eichen zu verzichten. 

Die Anpflanzungen müssen spätestens ein Jahr nach Baufertigstellung (Schlussab-
nahme) erfolgen. 

Gemäß § 178 BauGB kann die Gemeinde den Eigentümer durch Bescheid ver-
pflichten, sein Grundstück innerhalb einer zu bestimmenden angemessenen Frist 
entsprechend den nach § 9 (1) Nr. 25 getroffenen Festsetzungen des Bebauungs-
plans zu bepflanzen. 
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2 ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN 

Rechtsgrundlagen 

▪ Landesbauordnung für Baden-Württemberg (LBO) vom 05.03.2010 (GBl. S. 
357, 358, ber. S. 416), zuletzt geändert durch Gesetz vom 13.06.2023 (GBl. S. 
170) 

▪ Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) in der Fassung vom 
24.07.2000 (GBI. S. 581, ber. S. 698), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Ge-
setzes vom 04.04.2023 (GBl. S. 137) 

 

2.1 Dächer (§ 74 (1) Nr. 1 LBO) 

2.1.1 Die Dächer von Haupt- und Nebengebäuden sind als Sattel-, Walm-, (versetztes) 
Pult-, Zelt- oder Flachdach herzustellen.  

2.1.2 Sattel- und Walmdächer sowie versetzte Pultdächer sind mit einer Dachneigung von 
30° bis maximal 45° herzustellen.  

2.1.3 Pultdächer sind mit einer Dachneigung von 6° bis maximal 15° herzustellen.  

2.1.4 Zeltdächer sind mit einer Neigung von 6° bis 22° herzustellen. 

2.1.5 Flachdächer oder flach geneigte Dächer sind mit einer Neigung von 0° bis 5° herzu-
stellen. 

2.1.6 Dachaufbauten sind ab einer Dachneigung von 30° und nur bis zur Hälfte der jewei-
ligen Länge der Dachfläche (mit Dachüberstand) zugelassen. Der Abstand der 
Dachaufbauten und -einschnitte zum Giebel (mit Dachüberstand) muss mindestens 
1,50 m betragen. Der Mindestabstand senkrecht zum First muss mindestens 1,0 m 
betragen. 

2.1.7 Anlagen, die der solaren Energiegewinnung dienen, sind ausschließlich in reflekti-
onsarmer Ausführung zulässig.  

2.1.7.1 Wellfaserzement, offene Bitumenbahnen und glänzende oder reflektierende Materia-
lien (mit Ausnahme von PV-Anlagen) sind als Dacheindeckung nicht zulässig. 

2.1.7.2 Dachflächen von Doppelhäusern müssen die gleiche Dachneigung, Dachform und 
Pultdächer zusätzlich die gleiche Neigungsrichtung aufweisen. Sollte keine Einigung 
erzielt werden, sind die Dächer mit einem Satteldach mit 40° Dachneigung auszubil-
den.  

2.2 Gestaltung unbebauter Flächen bebauter Grundstücke (§ 74 (1) Nr. 3 LBO) 

2.2.1 Die unbebauten Flächen bebauter Grundstücke sowie die nicht aus betrieblichen 
Gründen (Stellplatzflächen, Wege etc.) genutzten Grundstücksteile sind als Grünflä-
chen gärtnerisch anzulegen und dauerhaft zu unterhalten.  

Hinweis:  
Flächenabdeckungen mit Schotter/ Kies zur Gestaltung der Gartenflächen (z. B. so-
genannte Schottergärten) sind gemäß § 21a (2) NatSchG nicht zulässig. 

2.2.2 Nebenflächen wie Mülltonnenplätze, Abfallplätze und Lagerplätze sind dauerhaft ge-
genüber dem Straßenraum und öffentlich zugänglichen Flächen abzuschirmen und 
gegen direkte Sonneneinstrahlung zu schützen. Die Anlagen zur Abschirmung sind - 
sofern es sich bei diesen nicht bereits um Gehölze (Hecken) handelt - zu begrünen 
(Kletterpflanzen oder Spalierbäume). 
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2.3 Einfriedungen und Mauern (§ 74 (1) Nr. 3 LBO) 

2.3.1 Einfriedungen zu den öffentlichen Verkehrsflächen sind nur bis zu einer Höhe von 
1,80 m zulässig. 

2.3.2 Mauern und Gabionen sind zu den öffentlichen Verkehrsflächen nur bis zu einer 
Höhe von 0,80 m zulässig. 

2.3.3 Maschendraht und Drahtzäune sind nur mit Heckenhinterpflanzung zulässig. Die 
Verwendung von Stacheldraht ist nicht zulässig. 

2.4 Außenantennen (§ 74 (1) Nr. 4 LBO) 

Außenantennen und/oder Parabolanlagen sind an einem Standort am Wohnge-
bäude zu konzentrieren.  

2.5 Niederspannungsfreileitungen (§ 74 (1) Nr. 5 LBO) 

Niederspannungsfreileitungen sind im Plangebiet nicht zugelassen. Das Nieder-
spannungsnetz ist als Kabelnetz auszuführen. 

2.6 Stellplatzverpflichtung (§ 74 (2) Nr. 2 LBO) 

Die Stellplatzverpflichtung für Wohnungen wird auf 1,5 Stellplätze pro Wohneinheit 
festgesetzt. Bruchteile einer Stellplatzzahl sind auf die nächste volle Stellplatzzahl 
aufzurunden. 

2.7 Anlagen zum Sammeln und Rückhalten von Niederschlagswasser 
(§ 74 (3) Nr. 2 LBO) 

2.7.1 Das Oberflächen- bzw. Niederschlagswasser der öffentlichen Verkehrsflächen so-
wie der privaten Grundstücke (Dach- und Hofflächen) ist an einen Regenwasserka-
nal anzuschließen und in einer zentralen, öffentlichen Versickerungsanlage zur Ver-
sickerung zu bringen. 

2.7.2 Eine dezentrale Versickerung des Niederschlagswassers über private Versicke-
rungsanlagen ist nicht zulässig.  
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3 HINWEISE 

3.1 Bodenschutz 

3.1.1 Allgemeine Bestimmungen 

3.1.1.1 Bei Baumaßnahmen ist darauf zu achten, dass nur so viel Mutterboden abgeschoben 
wird, wie für die Erschließung des Baufeldes unbedingt notwendig ist. Unnötiges Be-
fahren oder Zerstören von Mutterboden auf verbleibenden Freiflächen ist nicht zuläs-
sig. 

3.1.1.2 Bodenarbeiten sollten grundsätzlich nur bei schwach feuchtem Boden (dunkelt beim 
Befeuchten nach) und bei niederschlagsfreier Witterung erfolgen. 

3.1.1.3 Ein erforderlicher Bodenabtrag ist schonend und unter sorgfältiger Trennung von Mut-
terboden und Unterboden durchzuführen. 

3.1.1.4 Bei Geländeaufschüttungen innerhalb des Baugebiets, z.B. zum Zwecke des Mas-
senausgleichs, der Geländemodellierung usw. darf der Mutterboden des Urgeländes 
nicht überschüttet werden, sondern ist zuvor abzuschieben. Für die Auffüllung ist aus-
schließlich Aushubmaterial (Unterboden) zu verwenden.  

3.1.1.5 Baugruben und Leitungsgräben sind mit reinem Erdmaterial - kein Humus oder Bau-
schutt - aufzufüllen und außerhalb befestigter Flächen mit Humus abzudecken. 

3.1.1.6 Die Bodenversiegelung durch Nebenanlagen ist auf das unabdingbare Maß zu be-
schränken.  

3.1.1.7 Anfallender Bauschutt ist ordnungsgemäß zu entsorgen; er darf nicht als An- bzw. 
Auffüllmaterial (Mulden, Baugrube, Arbeitsgraben usw.) benutzt werden. 

3.1.1.8 Bodenbelastungen, bei denen Gefahren für die Gesundheit von Menschen oder er-
hebliche Beeinträchtigungen des Naturhaushaltes nicht ausgeschlossen werden kön-
nen, sind der Unteren Bodenschutzbehörde zu melden. 

3.1.1.9 Zur Vermeidung und Verminderung der Auswirkungen auf den Boden während der 
Bauphase sind die technischen Regelwerke DIN 19731 „Bodenbeschaffenheit - Ver-
wertung von Bodenmaterial", DIN 18915 „Vegetationstechnik und Landschaftsbau“ 
und Heft 10 des Umweltministeriums Baden-Württemberg „Erhaltung fruchtbaren und 
kulturfähigen Bodens bei der Flächeninanspruchnahme" zu berücksichtigen. 

3.1.2 Bestimmungen zur Verwendung und Behandlung von Mutterboden 

3.1.2.1 Ein Überschuss an Mutterboden soll nicht zur Krumenerhöhung auf nicht in Anspruch 
genommenen Flächen verwendet werden. Er ist anderweitig zu verwenden (Grünan-
lagen, Rekultivierung, Bodenverbesserungen oder wiederverwertbar auf geeigneten 
(gemeindeeigenen) Flächen in Mieten zwischenzulagern). 

3.1.2.2 Für die Lagerung bis zur Wiederverwertung ist der Mutterboden maximal 2 m hoch 
locker aufzuschütten, damit die erforderliche Durchlüftung gewährleistet ist. 

3.1.2.3 Vor Wiederauftrag des Mutterbodens sind Unterbodenverdichtungen durch Auflocke-
rung bis an wasserdurchlässige Schichten zu beseitigen, damit ein ausreichender 
Wurzelraum für die geplante Bepflanzung und eine flächige Versickerung von Ober-
flächenwasser gewährleistet sind. 

3.1.2.4 Die Auftragshöhe soll 20 cm bei Grünanlagen und 30 cm bei Grabeland nicht über-
schreiten. 

3.2 Abfall 

3.2.1 Baustoffe, Bauabfälle und Betriebsstoffe sind so zu lagern, dass Stoffeinträge in und 
Vermischungen mit Bodenmaterial auszuschließen sind. 
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3.2.2 Abfälle, die nicht verwertet werden können, sind gemeinwohlverträglich zu beseiti-
gen. 

3.2.3 Anfallender Bauschutt ist ordnungsgemäß zu entsorgen; er darf nicht als An- bzw. 
Auffüllmaterial (Mulden, Baugrube, Arbeitsgraben usw.) benutzt werden. 

3.2.4 Falls organoleptisch eine Verunreinigung festzustellen ist, sind Einrichtungen bis zur 
Klärung der Laborbefunde zur Sammlung des Bodenaushubes zu schaffen, z.B. ein-
zelne Mulden mit Abdeckplanen aufzustellen. 

3.2.5 Bei belastetem Erdaushub ist mit dem Material entsprechend der Verwaltungsvor-
schrift des Umweltministeriums für die Verwertung von als Abfall eingestuftem Bo-
denmaterial vom 14. März 2007, Az: 25-8982.31/37 zu verfahren. 

3.2.6 Bei Verdacht einer erheblichen Verunreinigung sind Material-, Bodenproben zu neh-
men und die Originalsubstanz bzw. das wässrige Eluat der Proben auf pH-Wert, 
Leitfähigkeit und auf weitere betriebsspezifische Parameter (nach den Vorgaben 
des Altlastenhandbuches) hin untersuchen zu lassen. Die Untersuchung ist von ei-
nem zugelassenen Labor auf Kosten des Betreibers vorzunehmen. Materialproben 
können in Absprache durch das Landratsamt Emmendingen - Untere Abfallrechts-
behörde - genommen werden. 

3.2.7 Nicht verwertbares Aushub- und Erdmaterial einschließlich aller Gegenstände, die 
im Zuge der Aushubarbeiten als Abfall entsorgt werden müssen, sind je nach Art ge-
trennt zu erfassen und in abfallrechtlich zulässiger Weise zu entsorgen. 

3.2.8 Falls unbelastetes Aushubmaterial nicht auf dem Anfallflurstück verbleiben 
darf/kann, so ist die Verwendung mit dem Landratsamt Emmendingen - Untere Ab-
fallrechtsbehörde -zu klären. 

3.2.9 Es darf kein teerhaltiges Material zur Aufbereitung gelangen. Auf den "Leitfaden 
zum Umgang mit teerhaltigem Straßenaufbruch vom März 2010" wird hingewiesen. 

3.2.10 Die Grundstücke innerhalb des Bebauungsplans unterliegen dem Anschluss- und 
Benutzungszwang an die öffentliche Einrichtung Abfallentsorgung des Landkreises 
Emmendingen. Die anfallenden Abfälle sind deshalb der öffentlichen Abfallentsor-
gung zu überlassen. Dies gilt auch für die Siedungsabfälle von Gewerbebetrieben. 
Diese haben ebenfalls Abfallbehälter des öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträgers 
im angemessenen Umfang, mindestens aber einen Behälter, zu nutzen. 

3.2.11 Bei Verwendung von qualitativ aufbereitetem Baustoffrecyclingmaterial im Rahmen 
der Verfüllung sind die „Vorläufigen Hinweise zum Einsatz von Baustoffrecyclingma-
terial" des Umweltministeriums Baden-Württemberg vom 13.04.2004, Az.: 25-
8982.31/37 einschließlich Anlagen und Folgeerlasse im Hinblick auf eine ordnungs-
gemäße und schadlose Verwertung zu beachten. 

3.3 Natur- und Artenschutz 

3.3.1 Zum Bebauungsplanverfahren wurde eine spezielle artenschutzrechtliche Prüfung 
durchgeführt, die in Teilen auf einer vorangegangenen speziellen artenschutzrechtli-
chen Prüfung für das Gebiet Spöttfeld aus dem Jahr 2018 aufbaut.  

3.3.2 Die Vermeidungsmaßnahmen aus dem Gutachten von 2018 VM1 zur Baufeldräu-
mung, VM2 zur Kreuzkröte, VM3 zur Bauzeitenbeschränkung, VM 4 zur Vermei-
dung von Lichtemissionen und VM5 zur Reduzierung der Flächeninanspruchnahme 
sowie zur Vermeidung eines Eingriffs in die Umgebung sind zu beachten und umzu-
setzen.  

3.3.3 Des Weiteren sind die Vermeidungsmaßnahmen aus dem Gutachten für den Be-
reich Spöttfeld II von 2022 VM6 zu Fledermäusen zu beachten und umzusetzen. 
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3.4 Denkmalschutz 

3.4.1 Zum archäologischen Denkmalschutz wurden bereits im Jahr 2022 Untersuchungen 
durch das Landesamt für Denkmalpflege durchgeführt. Dabei wurden keine archäo-
logischen Kulturdenkmale gefunden.  

3.4.2 Sollten bei der Durchführung der Maßnahme archäologische Funde oder Befunde 
entdeckt werden, sind gemäß § 20 DSchG Denkmalbehörde(n) oder Gemeinde um-
gehend zu benachrichtigen. Archäologische Funde (Steinwerkzeuge, Metallteile, 
Keramikreste, Knochen, etc.) oder Befunde (Gräber, Mauerreste, Brandschichten, 
bzw. auffällige Erdverfärbungen) sind bis zum Ablauf des vierten Werktages nach 
der Anzeige in unverändertem Zustand zu erhalten, sofern nicht die Denkmalschutz-
behörde oder das Regierungspräsidium Stuttgart (Referat 84.2) mit einer Verkür-
zung der Frist einverstanden ist. Auf die Ahndung von Ordnungswidrigkeiten (§ 27 
DSchG) wird hingewiesen. Bei der Sicherung und Dokumentation archäologischer 
Substanz ist zumindest mit kurzfristigen Leerzeiten im Bauablauf zu rechnen. 

3.5 Grundwasser 

3.5.1 Sofern durch Baumaßnahmen unerwartet Grundwasser erschlossen wird, ist dies 
unverzüglich dem Landratsamt Emmendingen - untere Wasserbehörde - anzuzei-
gen. 

3.5.2 Für Baumaßnahmen im Grundwasser und für eine vorübergehende Ableitung von 
Grundwasser ist eine wasserrechtliche Erlaubnis erforderlich. Aus Gründen des vor-
sorgenden Grundwasserschutzes kann dauerhaften Grundwasserableitungen nicht 
zugestimmt werden. 

3.5.3 Die Verlegung von Drainagen ist nicht zulässig. 

3.5.4 Das Grundwasser ist sowohl während des Bauens als auch nach Fertigstellung des 
Vorhabens vor jeder Verunreinigung zu schützen (Sorgfalt beim Betrieb von Bauma-
schinen und im Umgang mit wassergefährdenden Stoffen, Anwendung grundwas-
serunschädlicher Isolier- Anstrich- und Dichtungsmaterialien, keine Teerprodukte 
usw.). Abfälle jeglicher Art dürfen nicht in die Baugrube gelangen. 

3.5.5 Der Arbeitsraum (zwischen Gebäude und Baugrubenböschung) und die Zuleitungs-
gräben sind mit reinem Erdmaterial - kein Humus abzudecken. 

3.6 Retentionszisternen 

Sollten Retentionszisternen als Betriebswasseranlagen für WC- Spülleitungen ver-
wendet werden, müssen diese regelkonform ausgeführt werden. Betriebswasseran-
lagen (z. B. Regenwassernutzungsanlagen), die zur Entnahme oder Abgabe von 
Wasser bestimmt sind, das nicht die Qualität von Wasser im Sinne der Trinkwasser-
verordnung hat und zusätzlich in Liegenschaften betrieben werden, sind nach 
§ 13 (4) TrinkwV der zuständigen Behörde anzuzeigen. 

3.7 Abwasser 

Fachliche und rechtliche Grundsätze zum Umgang mit Regenwasser in Siedlungs-
gebieten sind den Arbeitshilfen für den Umgang mit Regenwasser in Siedlungsge-
bieten der LUBW zu entnehmen. Die Arbeitshilfen stehen auf der Internetseite der 
Landesanstalt für Messungen, Umwelt und Naturschutz (LUBW) als Download unter 
www. lubw.baden-wuerttemberg.de zur Verfügung. 
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3.8 Altlasten 

Nach derzeitigem Erkenntnisstand sind im Plangebiet keine altlastenverdächtigen 
Flächen vorhanden. Sollten bei Erdarbeiten wider Erwarten offenkundige, bislang 
unbekannte Anhaltspunkte für das Vorliegen einer Altlast oder schädlichen Boden-
veränderung im Zuge der geplanten Bebauung (ungewöhnliche Färbungen oder Ge-
ruchsemissionen) wahrgenommen werden, sind die Erdarbeiten umgehend einzu-
stellen und das Landratsamt, Unteren Bodenschutz- und Altlastenbehörde unver-
züglich zu verständigen. 

3.9 Landwirtschaft 

Das Bebauungsplangebiet grenzt an landwirtschaftliche Nutzflächen an. Daher kann 
es auch bei ordnungsgemäßer Bewirtschaftung zu Emissionen wie Gerüche, Stäube 
oder Geräuschen kommen. Diese sind als ortsüblich hinzunehmen, solange die 
Grenzwerte der gesetzlichen Bestimmungen nicht überschritten werden. 

 

 

Rheinhausen, den  
 
 
 
 
 
 
 
 
Dr. Jürgen Louis 
Bürgermeister 

 Planverfasser 

 
 
 
 
 
 

  

Ausfertigungsvermerk 
Es wird bestätigt, dass der Inhalt des Planes 
sowie der zugehörigen planungsrechtlichen 
Festsetzungen und der örtlichen Bauvorschrif-
ten mit den hierzu ergangenen Beschlüssen 
des Gemeinderates der Gemeinde Rheinhau-
sen übereinstimmen. 
 
 
Rheinhausen, den  
 
 
Dr. Jürgen Louis 
Bürgermeister 

 Bekanntmachungsvermerk 
Es wird bestätigt, dass der Satzungsbe-
schluss gem. § 10 (3) BauGB öffentlich be-
kannt gemacht worden ist. Tag der Bekannt-
machung und somit Tag des Inkrafttretens 
ist der __.__.____. 
 
 
 
Rheinhausen, den  
 
 
Dr. Jürgen Louis 
Bürgermeister 
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4 ANHANG: PFLANZENLISTE / EMPFEHLUNGEN 

Bei den Pflanzungen sind grundsätzlich folgende Pflanzqualitäten zu berücksichti-
gen: 

▪ Bäume: mind. 2 x v. Hochstamm, Stammumfang 16 - 18 cm 

▪ Sträucher: mind. 2 x v., Höhe 60 - 100 cm 

▪ Bei der Beschaffung der Bäume und Sträucher sind ausschließlich gebietshei-

mische Gehölze aus regionaler Herkunft zu verwenden. Für die regionale Her-

kunft ist von den Baumschulen ein entsprechender Nachweis zu erbringen. 

 
Pflanzenliste für Pflanzgebote mit Ausgleichsfunktion 

Bäume 

Acer campestre    Feld-Ahorn 
Alnus glutinosa     Schwarz-Erle 
Betula pendula    Hänge-Birke 
Carpinus betulus    Hainbuche 
Fraxinus excelsior   Gewöhnliche Esche* 
Populus alba    Silber-Pappel 
Populus tremula    Zitter-Pappel 
Prunus avium    Vogel-Kirsche 
Prunus padus    Trauben-Kirsche 
Quercus robur    Stiel-Eiche 
Salix alba     Silber-Weide 
Salix caprea    Sal-Weide 
Ulmus minor    Feld-Ulme 

 
*Hinweis zur Pflanzenliste: Von der Anpflanzung von Gewöhnlicher Esche (Fraxi-
nus excelsior) wird aufgrund der Dynamik des „Eschentriebsterbens“ derzeit aus-
drücklich abgeraten. Sollten in Zukunft Resistenz-Züchtungen der Gewöhnlichen 
Esche aus regionaler Herkunft generiert werden können, sollte über eine Berück-
sichtigung der Art bei Nachpflanzungen nachgedacht werden. 

 

Obstbäume  

Malus domestica-Sorten   Regionaltypische Apfelsorten 
Prunus avium-Sorten   Regionaltypische Süßkirschensorten 
Pyrus communis-Sorten   Regionaltypische Birnensorten 
 

Standortgerechte, heimische Sträucher 

Cornus sanguinea   Roter Hartriegel 
Corylus avellana    Hasel 
Crataegus laevigata   Zweigriffeliger Weißdorn 
Crataegus monogyna   Eingriffeliger Weißdorn 
Euonymus europaeus   Gewöhnliches Pfaffenhütchen 
Frangula alnus    Faulbaum 
Ligustrum vulgare   Echter Liguster 
Prunus spinosa    Schlehe 
Rosa canina    Hunds-Rose 
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Salix cinerea    Grau-Weide 
Salix purpurea    Purpur-Weide 
Salix rubens    Fahl-Weide 
Salix triandra    Mandel-Weide 
Salix viminalis    Korb-Weide 
Sambucus nigra    Schwarzer Holunder 
Viburnum lantana   Wolliger Schneeball 
Viburnum opulus    Gemeiner Schneeball 
 

Straßen- und Parkplatzbäume (Vorschlagsliste) 

Acer campestre 'Elsrijk'    Feld‐Ahorn 'Elsrijk' 

Corylus colurna    Baum‐Hasel 
Crataegus laevigata 'Paulii'   Rotdorn 
Fraxinus ornus     Blumen‐Esche 
Sorbus aucuparia   Eberesche 
Tilia cordata 'Greenspire'   Stadtlinde 
Liriodendron tulipifera   Tulpenbaum 
Liquidambar styraciflua 'Worplesdon'  Amberbaum 'Worplesdon' 
Liquidambar styraciflua 'Paarl'   Amberbaum 'Paarl' 
Ostrya carpinifolia    Hopfenbuche 
Pyrus calleryana 'Chanticleer'   Stadtbirne 


